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„Von Anfang an unzulässig ..
Die Geschichte des Verfahrens gegen Walter Fisch 
vor dem 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofs

Am 1. November 1952 wurde auf der 7. Tagung des Par­
teivorstandes der Kommunistischen Partei Deutschlands 
das Programm der nationalen Wiedervereinigung 
Deutschlands beschlossen, das der Vorsitzende der Par­
tei, Max Reimann, auf einer Pressekonferenz der Öffent­
lichkeit bekanntgab. In diesem Programm wurde darge­
legt, daß die Politik des Adenauer-Regimes West­
deutschland in eine Sackgasse führe und daß eine Wie­
dervereinigung Deutschlands nur möglich sei, wenn mit 
der Adenauer-Politik der Stärke gebrochen werde, wo­
bei insbesondere auf die großen Gefahren der Wieder­
aufrüstung Westdeutschlands hingewiesen wurde.
Den herrschenden Kreisen war diese Art der Aufklä­
rung über die Bonner Politik unangenehm, zumal sie 
sich keine Illusionen darüber machten, daß die Werk­
tätigen die Wiederaufrüstung ablehnten. Deshalb war 
die Byndesanwaltschaft bei der Einleitung von Straf­
verfolgungsmaßnahmen gegen Mitglieder der KPD — 
als Zentrum der Gegner der Wiederaufrüstung — recht 
vorsichtig. Sie ging nicht direkt und sofort gegen die 
für die Ausarbeitung und Verbreitung des Programms 
der nationalen Wiedervereinigung verantwortlichen 
Mitglieder des KPD-Parteivorstandes vor, sondern be­
gann den Angriff auf tieferer Ebene:
Wie überall in Westdeutschland war das Programm der 
nationalen Wiedervereinigung auch in Salzgitter der 
Öffentlichkeit durch Postwurfsendungen übermittelt 
worden. Das nahm die Bundesanwaltschaft unter Lei­
tung des späteren Generalbundesanwalts Güde zum An­
laß, ein Verfahren gegen zwei Sekretäre der KPD- 
Kreisleitung Salzgitter, Beyer und Reichel, anzustren­
gen. Unmittelbar nachdem Beyer und Reichel am 6. Mai 
1954 für die Verbreitung des Programms wegen Hoch­
verrats verurteilt worden waren, rief Güde triumphie­
rend aus: „Scriptum est scriptum — jetzt ist es schwarz 
auf weiß besiegelt, daß die KPD Hochverrat betreibt. 
Jetzt ist der Weg frei, gegen die Parteiführung vorzu­
gehen!“1

Tatsächlich wurden die Mitglieder des KPD-Parteivor­
standes, darunter Walter Fisch, Fritz Rische, Richard 
Scheringer, Josef Ledwohn, am 6. Dezember 1954 ange­
klagt, durch die Ausarbeitung und Propagierung des 
Programms der nationalen Wiedervereinigung „ein be­
stimmtes hochverräterisches Unternehmen gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung (§ 80 Abs. 1 Nr. 1 StGB) 
vorbereitet zu haben“. Am 13. Juli 1956 — also noch vor 
der Verkündung des Urteils des Bundesverfassungs­
gerichts, durch das die Kommunistische Partei Deutsch­
lands verboten wurde — wurden die Angeklagten mit 
Ausnahme des abwesenden Walter Fisch zu langjähri­
gen Freiheitsstrafen verurteilt. Erst am 4. Februar 1958 
wurde Walter Fisch, gegen den das Hochverratsverfah­
ren zwischenzeitlich vorübergehend eingestellt werden 
mußte, festgenommen. Jetzt wurde ihm auch vorgewor­
fen, daß er nach dem Verbot der KPD am 17. August 
1956 weiterhin für die Partei tätig gewesen war.
In dem Bemühen, das KPD-Verbotsurteil, das in der 
Öffentlichkeit heftige Kritik erfahren hatte, zu recht- 
fertigen, ließen die Bundesanwaltschaft und der 3. (po­
litische) Strafsenat des Bundesgerichtshofs jede prozes­
suale Sorgfalt außer acht: Sie verzichteten darauf, die­
jenigen Handlungen Walter Fischs, die zeitlich nach
1 Der Autor war Augenzeuge des Vorgangs.

dem KPD-Verbotsurteil lagen, durch eine neue Anklage 
und einen dementsprechenden Eröffnungsbeschluß zu 
erfassen. Um die KPD auch für die Zeit ihres legalen 
Bestehens als illegal zu diskriminieren, erklärte der
3. Strafsenat, die Handlungsweise Walter Fischs sei ohne 
jede durch das Verbotsurteil etwa bedingte zeitliche 
Zäsur als „Rädelsführerschaft in einer verfassungsfeind­
lichen Vereinigung“ gemäß § 90a StGB (alte Fassung) 
aufzufassen. Er berief sich dabei auf § 90a Abs. 3, der 
folgendes bestimmte:

„Ist die Vereinigung eine politische Partei im räum­
lichen Geltungsbereich dieses Gesetzes, so darf die 
Tat erst verfolgt werden, nachdem das Bundesverfas­
sungsgericht festgestellt hat, daß die Partei verfas­
sungswidrig ist.“

Da dies durch das Verbotsurteil am 17. August 1956 
geschehen war, stellte sich der 3. Strafsenat in der 
Hauptverhandlung Ende Mai/Anfang Juni 1958 auf den 
Standpunkt, daß sowohl der angeblich wegen Propa­
gierung des Programms der nationalen Wiedervereini­
gung im Jahre 1952 von Walter Fisch begangene Hoch­
verrat als auch die durch seine politische Tätigkeit nach 
dem 17. August 1956 begangene Fortsetzung der ver­
botenen KPD und die damit verbundene „Geheimbün­
delei“ (§ 128 StGB) und die „Beteiligung an einer krimi­
nellen Vereinigung“ (§ 129 StGB) nur Teile einer Ein­
heit bildeten, die durch die nach dem Verbot der KPD 
gemäß § 90a Abs. 3 StGB verfolgbare „Rädelsführer­
schaft in einer verfassungsfeindlichen Vereinigung“ ge­
schaffen wurde.
Damit sollte in der Öffentlichkeit der Eindruck er­
weckt werden, daß die KPD schon immer „verfassungs- 
feindlich“ war und das vom Bundesverfassungsgericht 
ausgesprochene Verbot letztlich nur eine durch die 
tatsächlichen Verhältnisse bedingte notwendige Forma­
lität darstellte. Das Fehlen der Anklage und des Er­
öffnungsbeschlusses bezüglich aller Delikte, die Walter 
Fisch außer dem 1952 angeblich begangenen Hochver­
rat noch zur Last gelegt wurden, ersetzte der damalige 
Vorsitzende des 3. Strafsenats des Bundesgerichtshofs, 
Jagusch, in der Hauptverhandlung ganz einfach durch 
den Hinweis auf die „Veränderung des rechtlichen Ge­
sichtspunkts“ (§ 265 StPO), obwohl die Verteidigung 
energisch gegen diese gesetzwidrige Prozeßmaßnahme 
protestierte2.
Am 13. Juni 1958 wurde Walter Fisch wegen „Vorberei­
tung eines hochverräterischen Unternehmens in Tatein­
heit mit Verbrechen und Vergehen nach §§ 90a, 128, 129 
StGB und auf Grund der Bestimmungen des Bundes­
verfassungsgerichts über die Fortsetzung einer verbote­
nen Partei“ zu drei Jahren Gefängnis verurteilt. In der 
Urteilsbegründung heißt es wörtlich:

„Durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
17. August 1956 (Verbot der KPD) ist die Prozeßvor­
aussetzung dafür geschaffen worden, den Angeklagten 
auch wegen des vor diesem Zeitpunkt liegenden Tei­
les seiner einheitlich nach § 90a Abs. 1 StGB zu be­
urteilenden Taten zu verfolgen.
Auf einen Verbotsirrtum kann sich der Angeklagte 
nicht berufen. Er hat als Bundestagsabgeordneter an

2 Verteidiger von Walter Fisch waren in diesem Prozeß Rechts­
anwalt Heinz Böhmer (Düsseldorf) und der Autor.
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